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Schriftliche Anfrage

der Abgeordneten Stefan Low, Roland Magerl AfD
vom 02.08.2023

Zuwanderung nach Bayern

Im Juli 2018 wurde der Bayerische Asylplan veroffentlicht (https://www.Ifar.bayern.de/mam/
header/Ifar_im_ueberblick/ueber_das_lIfar/der_bayerische_asylplan_stand_juli_2018.pdf).

Die Staatsregierung wird gefragt:

11 Wie viele bayerische Abschiebungsfliige fanden seit 2015 pro Jahr
statt (bitte aufgeschlisselt nach Zielland und Jahr)? 4

1.2 Wie viele Ausreisepflichtige wurden jahrlich und durchschnittlich pro

Flug seit 2015 auBer Landes gebracht? ... . ... 4
1.3  Welche Gesamt- und Durchschnittskosten fielen dabei jahrlich an? ... 5
2. Zu Punkt 2 des Bayerischen Asylplans ..., 5

21  Welche ANKER-Einrichtungen wurden seit 2015 gegriindet (bitte auf-
geschlisselt mit Grindungsjahr und jeweiliger Kapazitat)? 5

2.2 Wie hat sich die Dauer der Verfahren jahrlich seit Griindung der
ANKER-Einrichtungen verandert (bitte aufgeschlisselt nach jeweili-

gem Verfahren, mit Vergleich zu 2015 bis 2017)? ... 6
2.3  Welche Kosten verursachen die jeweiligen ANKER-Einrichtungen? ... 6
3. ZuPunkt 3 des Bayerischen Asylplans ... 7

3.1 Welche gezielten Anreize und Hilfen fur Ausreisepflichtige wurden
geschaffen (bitte Geldleistungen mit entsprechenden Betragen an-
geben)? 7

3.2  Wie viele Personen haben dieses Programm in Anspruch genommen
(bitte aufgeschlisselt nach Jahr und Zielland)? 7

3.3 Bei welche Herkunftsstaaten stieg die Aufnahmebereitschaft nach-
weislich? 7

4. Zu Punkt 4 des Bayerischen Asylplans 7

41  Wie viele Falle von Gewalt gegen Polizei und Sicherheitskrafte sowie
Sachbeschadigung und ahnliche Delikte sind der Staatsregierung
bekannt (bitte aufgeschlisselt nach Jahr, Unterkunft und Straftatbe-
stand)? 7
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Wie viele gewalttatige Asylbewerber wurden seit 2015 zurtckgefiihrt?

Welche personellen Ressourcen stehen und standen der Task Force
des Landesamts fir Asyl und Rickflihrungen jahrlich zu Verfligung?

Zu Punkt 5 des Bayerischen Asylplans

Wie hat sich die Zahl der Asylbewerber in Bayern seit 2015 ent-
wickelt?

Wie haben sich die Zahl der Bezieher von Sachleistungen bzw. deren
Kosten fur die einzelnen Bereiche (z.B. medizinische Versorgung,
Kleidung etc.) entwickelt?

Wie haben sich die Zahl der Bezieher von Geldleistungen bzw. deren
Kosten flr die einzelnen Bereiche (z.B. Taschengeld etc.) entwickelt?

Zu Punkt 6 des Bayerischen Asylplans

Welche gemeinnutzigen Arbeitsgelegenheiten fur Asylbewerber und
Geduldete wurden seit 2017 geschaffen?

Wie hat sich die Zahl der Arbeitsgelegenheiten flr Asylbewerber und
Geduldete seit 2017 jahrlich entwickelt?

In welchem Umfang wurden diese angenommen (durchschnittlich be-
setzte Stellen, Umfang und Dauer der Beschaftigung sowie Aus-
zahlungsbetrag)?

Zu Punkt 7 des Bayerischen Asylplans

Wie haben sich die Binnengrenzkontrollen an unseren Grenzen seit
2015 entwickelt?

Wie viele Straftater, Gefahrder, illegal Einreisende und Schlepper wur-
den seit 2015 an den bayerischen Grenzen aufgegriffen (aufgelistet
nach Jahr, Delikt und Anzahl)?

Wie hat sich die personelle Zahl der Schleierfahnder seit 2015 ent-
wickelt?

Auf welche Probleme in den einzelnen Bereichen ist die Staatsregierung
bei der Umsetzung in welchem Jahr gestolsen?

Welche politischen Initiativen hat die Staatsregierung jahrlich auf
Bundesebene initiiert, um die Probleme zu [6sen?

Welche Initiativen konnten erfolgreich durchgesetzt werden bzw. wel-
che sind gescheitert (bitte auf Ebene, auf welcher die Initiativen ge-
scheitert sind, und Jahre eingehen)?
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Antwort

des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration
vom 26.09.2023

11  Wie viele bayerische Abschiebungsfliige fanden seit 2015 pro Jahr
statt (bitte aufgeschliisselt nach Zielland und Jahr)?

Eine statistisch automatisierte Erfassung im Sinne der Fragestellung fur den Zeit-
raum 2015 bis 31. Juli 2018 erfolgte nicht. Entsprechend kann auch keine valide Be-
antwortung der Frage erfolgen. Fur eine Beantwortung misste eine umfangreiche
manuelle Einzelauswertung polizeilicher Akten und Datenbestédnde bei Dienststellen
der Bayerischen Polizei erfolgen. Dies wirde zu einem erheblichen zeitlichen und
personellen Aufwand fihren. Auch unter Bertcksichtigung der Bedeutung des sich
aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2 Satz 1 Bayerische Verfassung (BV) ergebenden
parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags kann daher eine Aus-
wertung von Einzelakten u. A. nicht erfolgen.

Hinsichtlich der Anzahl der ,bayerischen Abschiebungsflige” seit der Griindung des fiir
die Organisation und Planung von Ruckfiihrungen zustédndigen Landesamts fur Asyl
und Riickfiihrungen (LfAR) am 1. August 2018 wird auf anliegende Tabelle ,Ubersicht
Anzahl bayerische Abschiebungsfliige” verwiesen.

Bei den dort aufgelisteten Fliigen handelt es sich um MaRnahmen,

— die von Bayern federflihrend durchgefiihrt wurden,

—  um KooperationsmaRnahmen mit Osterreich

—  sowie um sog. ,Bayern-Charter” (auch in Form des bayerischen Kleincharters).

Daneben beteiligt sich Bayern auch an Sammelchartermal3nahmen, die in der Feder-
fuhrung anderer Bundeslander liegen. Unabhangig von diesen MaRhahmen wurden
zudem Einzelrtckfihrungen von unterschiedlichen Flughafen in Deutschland auf dem
Luftweg geplant und durchgefihrt.

1.2 Wie viele Ausreisepflichtige wurden jahrlich und durchschnittlich
pro Flug seit 2015 auBer Landes gebracht?

Es kann keine Aussage darlber getroffen werden, wie viele Ausreisepflichtige jahrlich
durchschnittlich pro Flug abgeschoben wurden. Wie bereits in der Antwort zu Frage 1.1
ausgefuhrt, beteiligt sich Bayern auch an Sammelchartermal3nahmen, die in der Feder-
fuhrung anderer Bundeslander liegen. Unabhangig von diesen MaRhahmen wurden
Einzelrickfihrungen von unterschiedlichen Flughafen in Deutschland auf dem Luft-
weg geplant und durchgefihrt. Eine Durchschnittsberechnung unter Zugrundelegung
der nachstehend genannten bayerischen Abschiebungszahlen und der in der Antwort
zu Frage 1.1 dargelegten ,bayerischen Abschiebungsflige® 1dsst demnach keine va-
lide Aussage zu, wie viele Ausreisepflichtige jahrlich pro Flug abgeschoben wurden.
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Die Anzahl der seit 2015 aus bayerischer Zustandigkeit abgeschobenen Personen
kann nachstehender Tabelle enthommen werden:

Jahr Anzahl Abschiebungen
2015 4195
2016 3310
2017 3282
2018 3265
2019 3545
2020 1558
2021 1913
2022 2046
2023 (bis 30.06.2023) 1137
Gesamt 24251 Personen

Quelle: Bundespolizei-Statistik (Stand: 30. Juni 2023)

1.3 Welche Gesamt- und Durchschnittskosten fielen dabei jahrlich an?

Statistische Angaben hierzu liegen der Staatsregierung nicht vor. Eine valide Erhebung
ist mit vertretbarem Verwaltungsaufwand nicht méglich. Dies liegt u.a. daran, dass
hier unterschiedliche Kostentrager von Landespolizei, Bundespolizei und Auslander-
behdrden zusammenwirken.

2. Zu Punkt 2 des Bayerischen Asylplans

21 Welche ANKER-Einrichtungen wurden seit 2015 gegriindet (bitte auf-
geschliisselt mit Griindungsjahr und jeweiliger Kapazitat)?

Zum 1. August 2018 wurden die bisherigen Aufnahmeeinrichtungen in Manching/
Ingolstadt, Deggendorf, Regensburg, Bamberg, Zirndorf, Schweinfurt (Betrieb der
Ledward-Barracks in der Stadt Schweinfurt am 30. Juni 2019 eingestellt, Nachfolger
sind die Conn-Barracks im Landkreis Schweinfurt [Geldersheim/Niederwerrn]) und
Donauwdrth (zum 31. Dezember 2019 geschlossen; funktioneller Nachfolger ist das
Behordenzentrum in Augsburg) in ANKER umgewandelt.

Die Kapazitat der seit 1. August 2018 neu geschaffenen ANKER-Einrichtungen und
Unterkunfts-Dependancen (DP) stellt sich wie folgt dar:

Stand: 4. August 2023 ort ge‘g:;?]‘f:;ng;fgba’e
ANKER Oberbayern

Unterkunfts-DP Garmischer Str. Miinchen 210
Unterkunfts-DP Am Moosfeld Minchen 250
Unterkunfts-DP Musenbergstr. Minchen 338
ANKER Oberpfalz

Unterkunfts-DP ZeilRtower Regensburg 148
Unterkunfts-DP Guerickestralle Regensburg 138
Unterkunfts-DP Boessnerstrafie Regensburg 80
Unterkunfts-DP Burglengenfeld 240
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Stand: 4. August 2023 ort :Beft‘:::f:;gzbif;fgba’e
ANKER Mittelfranken
Unterkunfts-DP Isarstr. Nirnberg 96
Unterkunfts-DP Himbeerpalast Erlangen 280
Unterkunfts-DP Jordanstr. Zirndorf 36
Unterkunfts-DP Thomas-Mann-Str. | Nirnberg 47
ANKER Unterfranken
ANKER-Einrichtung S::ffrs"eim/ Nieder- 1500
ANKER Schwaben
Behordenzentrum Augsburg 141
Unterkunfts-DP Hohenstaufenstr. Augsburg 72
Unterkunfts-DP Berliner Allee Augsburg 309
Unterkunfts-DP Steinerne Furt Augsburg 361
Unterkunfts-DP Mering 150
Unterkunfts-DP Untermeitingen 160
Unterkunfts-DP Neu-Ulm 229

2.2 Wie hat sich die Dauer der Verfahren jahrlich seit Griindung der
ANKER-Einrichtungen verandert (bitte aufgeschliisselt nach jewei-
ligem Verfahren, mit Vergleich zu 2015 bis 2017)?

Nach Angaben der Bundesregierung gegeniiber dem Bundestag dauerten behord-
liche Asylverfahren im Durchschnitt:

2015 5,2 Monate
2016 7,1 Monate
2017 10,7 Monate
2018 7,5 Monate
2019 6,1 Monate
2020 8,3 Monate
2021 6,6 Monate
2022 7,6 Monate

2.3 Welche Kosten verursachen die jeweiligen ANKER-Einrichtungen?

Diese Daten werden nicht statistisch auswertbar erfasst. Eine entsprechende Aus-
wertung ware mit einem unverhaltnismaligen Verwaltungsaufwand verbunden und
kann auch unter Berticksichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a
Abs. 1 und 2 Satz 1 BV ergebenden parlamentarischen Fragerechts in der zur Be-

antwortung der Anfrage zur Verfligung stehenden Zeit nicht geleistet werden.



Drucksache 18/30617 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 7/36

3. Zu Punkt 3 des Bayerischen Asylplans

3.1  Welche gezielten Anreize und Hilfen fiir Ausreisepflichtige wurden
geschaffen (bitte Geldleistungen mit entsprechenden Betriagen an-
geben)?

Die Forderung der freiwilligen Ausreise wurde durch die Bayerische Richtlinie zur For-
derung der freiwilligen Riickkehr ins Herkunftsland ,Bayerisches Riickkehrprogramm®
gestarkt, die zum 1. September 2019 in Kraft getreten ist. Die Richtlinie enthielt im
Zeitraum 1. September 2019 bis 31. Dezember 2021 ein ,Sonderprogramm fir Afri-
ka“, das zwischenzeitlich mit dem allgemeinen ,Bayerischen Rickkehrprogramm® zu-
sammengefasst wurde. Die Hohe der méglichen Forderleistungen sind den beigefligten
Richtlinientexten (urspriingliche Fassung vom 30. August 2019 und aktuelle Fassung
glltig ab 1. Juni 2022 — Bayerische Richtlinie zur Forderung der freiwilligen Riickkehr
ins Herkunftsland ,Bayerisches Riickkehrprogramm®) zu entnehmen.

3.2 Wie viele Personen haben dieses Programm in Anspruch genommen
(bitte aufgeschliisselt nach Jahr und Zielland)?

Das Bayerische Rickkehrprogramm (BRP) haben seit 1. September 2019 insgesamt
3117 Personen mit 62 unterschiedlichen Nationalitdten in Anspruch genommen. De-
taillierte Informationen sind der Anlage ,Bayerisches Riickkehrprogramm — Statistik*
zu entnehmen. Die Statistik erfasst keine Zielstaaten, sondern die Nationalitaten der
Personen, die das Programm in Anspruch genommen haben.

3.3 Bei welche Herkunftsstaaten stieg die Aufnahmebereitschaft nach-
weislich?

Ein Nachweis, bei welchen Herkunftsstaaten die Aufnahmebereitschaft gesteigert
werden konnte, ist aufgrund der vielfaltigen Faktoren, die zu einer Riickkehr/Ruiick-
fihrung fGhren, nicht zu fihren.

4. Zu Punkt 4 des Bayerischen Asylplans

41 Wie viele Félle von Gewalt gegen Polizei und Sicherheitskrifte sowie
Sachbeschéadigung und dhnliche Delikte sind der Staatsregierung
bekannt (bitte aufgeschliisselt nach Jahr, Unterkunft und Straftat-
bestand)?

Die Beantwortung der Frage erfolgt auf Basis der nach bundeseinheitlichen Richtlinien
geflhrten Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS).

Eine automatisierte Auswertung einzelner Asylunterkiinfte ist auf Basis der PKS
grundsatzlich nicht méglich, weil die Tatortgemeinde bzw. -stadt die kleinste ortliche
Einheit darstellt. Befinden sich mehrere Unterkilinfte in einem Ort, ware demnach nur
die Summe der Félle in allen Unterkiinften auswertbar. Die automatisierte Darstellung
einzelner Straftatbestande je Unterkunft ist daher nicht méglich. Fiir eine vollumfangliche
Beantwortung der Frage misste insofern eine umfangreiche manuelle (Einzel-)Aus-
wertung von Akten und Datenbestédnden bei den Prasidien der Bayerischen Landes-
polizei und dem Landeskriminalamt erfolgen. Dies wiirde zu einem erheblichen zeit-
lichen und personellen Aufwand fiihren. Auch unter besonderer Berilicksichtigung
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der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2 Satz 1 BV ergebenden
parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags kann daher eine Aus-
wertung von Einzelakten u. A. nicht erfolgen.

4.2 Wie viele gewalttatige Asylbewerber wurden seit 2015 zuriickgefiihrt?

Eine statistische Auswertung riickgefiihrter Straftater beziiglich einzelner Delikts-
gruppen und deren Asylbezug wird nicht vorgenommen. Die Staatsregierung hat mit
EinfGhrung des Bayerischen Asylplans vom 5. Juni 2018 ein umfangreiches Mal}-
nahmenpaket zum Umgang mit gewalttatigen und randalierenden Asylbewerbern be-
schlossen. Als ein wesentlicher Baustein wurde die Task Force Straftater (ehemals
Zentralstelle Task Force) im Landesamt fir Asyl und Rickfiihrungen eingerichtet. Seit
deren Grindung zum 1. August 2018 wurde durch diese in enger Zusammenarbeit mit
der bayerischen Justiz und den bayerischen Auslanderbehdérden die Riickfiihrung von
338 erheblich straffalligen ausreisepflichtigen Personen koordiniert. Die tatsachliche
Gesamtzahl aller durch die bayerischen Ausléanderbehdrden zuriickgefiihrten Straf-
tater liegt jedoch erheblich darlber, da es sich hier um eine landesweit priorisierte
Personengruppe handelt.

4.3 Welche personellen Ressourcen stehen und standen der Task Force
des Landesamts fiir Asyl und Riickfiihrungen jahrlich zu Verfiigung?

Zum Stichtag 30. Juni 2023 sind fiir das Sachgebiet S1 — Task Force Straftater rund
9,5 VzA vorgesehen. Daneben wirkt ein von der Landespolizei abgestellter polizei-
licher Verbindungsbeamter in der Task Force Straftater mit.

5. Zu Punkt 5 des Bayerischen Asylplans

51 Wie hat sich die Zahl der Asylbewerber in Bayern seit 2015 entwickelt?

Die Entwicklung der in Bayern gestellten Asylantrage kann der nachfolgenden Tabelle
entnommen werden.

Jahr Asylantrage
insgesamt davon Erstantrage davon Folgeantrage
2015 71168 67639 3529
2016 84344 82003 2341
2017 27647 24243 3404
2018 25906 21911 3995
2019 22620 18368 4252
2020 15586 12346 3240
2021 25027 20089 4938
2022 32723 28944 3779
2023 (Stand: 31. Juli) 29335 27355 1980
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5.2 Wie haben sich die Zahl der Bezieher von Sachleistungen bzw. deren
Kosten fiir die einzelnen Bereiche (z.B. medizinische Versorgung,
Kleidung etc.) entwickelt?

5.3 Wie haben sich die Zahl der Bezieher von Geldleistungen bzw. deren
Kosten fiir die einzelnen Bereiche (z.B. Taschengeld etc.) entwickelt?

Die Fragen 5.2 und 5.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Informationen Uber die Anzahl der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz (AsylbLG) lassen sich den Statistischen Berichten ,Asylbewerber und
Leistungen in Bayern® des Landesamts fir Statistik entnehmen. Eine detailliertere Be-
antwortung der Fragen ist im Ubrigen nicht méglich, da die angefragten Werte nicht
in statistisch auswertbarer Form vorliegen.

6. Zu Punkt 6 des Bayerischen Asylplans

6.1 Welche gemeinniitzigen Arbeitsgelegenheiten fiir Asylbewerber und
Geduldete wurden seit 2017 geschaffen?

6.2 Wie hat sich die Zahl der Arbeitsgelegenheiten fiir Asylbewerber und
Geduldete seit 2017 jahrlich entwickelt?

6.3 In welchem Umfang wurden diese angenommen (durchschnittlich
besetzte Stellen, Umfang und Dauer der Beschéftigung sowie Aus-
zahlungsbetrag)?

Die Fragen 6.1 bis 6.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Arbeitsgelegenheiten im Sinn des § 5 AsylbLG stehen grundsatzlich fir alle Leistungs-
berechtigten nach dem AsylbLG offen. Es wurden alleine im Zeitraum von Juli 2018 bis
April 2021 Gber 5000 zusatzliche Arbeitsgelegenheiten geschaffen. Daten dariber,
welche Arbeitsgelegenheiten von Asylbewerbern und von Geduldeten genutzt wer-
den, liegen nicht in statistisch auswertbarer Form vor. Allgemein Iasst sich festhalten,
dass grundsatzlich alle Arbeitsgelegenheiten genutzt werden, in der Regel sollten sie
20 Wochenstunden pro Person nicht Uberschreiten. Die Gesamtsumme der Ausgaben
fur Arbeitsgelegenheiten lassen sich den Statistischen Berichten ,Asylbewerber und
Leistungen in Bayern“ des Landesamts fur Statistik entnehmen.

7. Zu Punkt 7 des Bayerischen Asylplans

71  Wie haben sich die Binnengrenzkontrollen an unseren Grenzen seit
2015 entwickelt?

Der amtierende Bundesinnenminister bzw. die amtierende Bundesinnenministerin hat
zur Begrenzung des erheblich gestiegenen irregularen Migrationsgeschehens und der
damit verbundenen Bedrohungs-/Gefahrdungslage und weiterer Folgen die voriber-
gehende Wiedereinfilhrung von Binnengrenzkontrollen an der Landgrenze zu Oster-
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reich seit 13. September 2015 immer wieder aus migrations- und sicherheitspolitischen
Grunden nach Art. 25 bis 27 Schengener Grenzkodex neu angeordnet, zuletzt mit
Wirkung zum 12. Mai 2023 fiir einen sechsmonatigen Zeitraum.

7.2  Wie viele Straftater, Gefahrder, illegal Einreisende und Schlepper wur-
den seit 2015 an den bayerischen Grenzen aufgegriffen (aufgelistet
nach Jahr, Delikt und Anzahl)?

Die Teilfrage zu Straftatern, illegal Einreisenden und Schleppern kann auf Basis der
PKS nicht beantwortet werden, da Félle, die unmittelbar an einer Landesgrenze fest-
gestellt wurden und eine sofortige Zuordnung von Tatverdachtigen (geklarter Fall) er-
mdglichten, mangels valider, expliziter Rechercheparameter nicht automatisiert aus-
gewertet werden kénnen.

Ebenso sind hinsichtlich an den bayerischen Grenzen aufgegriffenen Gefahrdern weder
in der PKS noch dem Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fallen Politisch motivierter
Kriminalitéat (KPMD-PMK) noch im Vorgangsverwaltungssystem der Bayerischen Poli-
zei (IGVP) explizite, valide Rechercheparameter vorhanden, die eine automatisierte
statistische Auswertung im Sinne der Fragestellung ermoéglichen wirden.

Fir eine Beantwortung missten jeweils umfangreiche manuelle (Einzel-)Auswertungen
von Akten und Datenbestanden bei den Prasidien der Bayerischen Landespolizei und
dem Landeskriminalamt erfolgen. Dies wirde zu einem erheblichen zeitlichen und
personellen Aufwand flihren. Auch unter besonderer Berlicksichtigung der Bedeutung
des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2 Satz 1 BV ergebenden parlamentari-
schen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags kann daher eine Auswertung von
Einzelakten u.A. nicht erfolgen.

Erganzend wird auf die Pressemitteilung des Staatsministeriums des Innern, fir Sport
und Integration anldsslich der kiirzlich stattgefundenen Pressekonferenz ,Fiinf Jahre
Bayerische Grenzpolizei“ hingewiesen, welche im Internet unter dem Link https://www.
stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2023/281b/index.php abrufbar ist.

7.3  Wie hat sich die personelle Zahl der Schileierfahnder seit 2015 ent-
wickelt?

Zunachst darf — insbesondere beziiglicher allgemeiner Ausfiihrungen zu den haupt-
sachlich mit den Aufgaben der Schleierfahndung beauftragten Dienststellen sowie zu
den Personalstarken der Bayerischen Polizei und deren Bedeutung — auf die Antworten
der Staatsregierung vom 29. April 2021 und 7. Juni 2021 zu den Schriftlichen Anfragen
des Abgeordneten Richard Graupner (AfD) vom 30. Marz 2021 (Drs. 18/15564 vom
27. Mai 2021) und 12. Mai 2021 (Drs. 18/16308 vom 23. Juli 2021) verwiesen werden.

Hierzu kann aktualisierend mitgeteilt werden, dass sich die personelle Zahl der 2015
bei den damals noch bestehenden Dienststellen Polizeiinspektionen Fahndung und
Polizeistationen Fahndung auf etwa 390 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte belief.
Fur die zusatzlich bestehenden Fahndungskontrollgruppen als organisatorische Teilein-
heiten einer Dienststelle lagen bzw. liegen dem Staatsministerium des Innern, fir Sport
und Integration keine Personalstarken vor (siehe auch dazu Drs. 18/15564, 18/16308).

Seit der Griindung der Bayerischen Grenzpolizei zum 1. Juli 2018, die vor allem flr die
konsequente Bekampfung von grenziberschreitender und grenzbezogener Kriminalitat
und illegaler Migration sorgt, das erfolgreiche Konzept der Schleierfahndung effektiv
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umsetzt und mit weiteren MaRnahmen flankiert sowie fiir die Erh6hung der polizei-
lichen Prasenz im grenznahen Raum sorgt, hat sich die Zahl der eingesetzten Grenz-
polizistinnen und Grenzpolizisten von 480 bereits um 339 auf derzeit 819 erhoht.
Bis 2025 soll die Grenzpolizei iiber 1000 Stellen verfiigen. Bis 2028 sollen weitere
500 Stellen hinzukommen.

8.1 Auf welche Probleme in den einzelnen Bereichen ist die Staats-
regierung bei der Umsetzung in welchem Jahr gestoRen?

8.2 Welche politischen Initiativen hat die Staatsregierung jahrlich auf
Bundesebene initiiert, um die Probleme zu losen?

8.3 Welche Initiativen konnten erfolgreich durchgesetzt werden bzw.
welche sind gescheitert (bitte auf Ebene, auf welcher die Initiativen
gescheitert sind, und Jahre eingehen)?

Die Fragen 8.1 bis 8.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Probleme treten v.a. im Bereich von Ruckfiihrungen aufgrund der mangelnden Ko-
operationsbereitschaft zahlreicher Herkunftslander auf. Hier kann jedoch nur der Bund
tatig werden und sich im bilateralen Dialog mit den Herkunftslandern oder auf Ebene
der EU dafir einsetzen, riickkehrpolitisch besonders unkooperative Herkunftslander
zur Ricknahme eigener Staatsangehdriger zu bewegen.

Ein Tatigwerden des Bundes im Bereich Rickfiihrungen ist daher dringend erforderlich.
Obwohl der Bund in seinem Koalitionsvertrag den Start einer sog. Ruckfiihrungs-
offensive angekiindigt hat, sind bislang jedoch keinerlei konkrete MafRnahmen zur ef-
fektiven Umsetzung dieser Ankiindigung erfolgt. Bayern fordert den Bund regelmafig,
insbesondere im Rahmen von Bund-Lander-Gremien, auf, endlich tatig zu werden
und effektive MaRnahmen zur Umsetzung der Riickfiihrungsoffensive zu ergreifen.
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Ubersicht Anzahl bayerische Abschiebungsfliige

2018

2019

2020

2021

2022

2023
(Stand:
26.07.2023)

Albanien

Albanien/Kosovo

Albanien/Moldau

Armenien

Aserbaidschan

Athiopien

Athiopien/Kenia

Bulgarien

Danemark

Finnland

Gambia

Georgien

Griechenland

Irak

Italien

Kenia

Kosovo

Kroatien

Moldau

Moldau/Bosnien Herzegowina

Nigeria

Nigeria/Gambia

Nordmazedonien/Moldau

Nordmazedonien/Serbien

Norwegen

Pakistan

Rumanien

Russische Fdderation

Schweden

Senegal

Sierra Leone

Somalia

Tirkei

Ukraine

Ukraine/Moldau

Gesamt

29

31

37

32

21
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l.
Praambel

- Diese Richtlinie dient der Férderung der freiwilligen Riickkehr insbesondere ausreisepflichti-
ger ausléndischer Staatsangehériger in ihr Herkunftsland oder einen aufnahmebereiten Dritt-

staat.

Das ,Bayerische Riickkehrprogramm® ist ein Férderprogramm des Freistaats Bayern. In die-
sem Foérderprogramm werden die beiden bisherigen bayerischen Férderprogramme des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration und des Bayerischen
Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales zusammengefiihrt. Damit wird in Bayern
die einheitliche Férderung von Personen, die freiwillig in ihr Herkunftsland zuriickkehren oder
einen aufnahmebereiten Drittstaat weiterwandern wollen, sichergestellt.

Das ,Bayerische Ruckkehrprogramm® ergénzt die bestehenden Foérderprogramme (insbe-
sondere REAG/GARP, StarthilfePlus, ERRIN) und orientiert sich an den individuellen Bedirf-
nissen der ausreisewilligen Personen. Das ,Bayerische Rilickkehrprogramm® bietet verschie-
dene ,Férderbausteine”, aus welchen im Rahmen der Riickkehrberatung der individuelle Be-
darf der ausreisewilligen Personen festgestellt und die mdégliche Férderung ermittelt werden
kann, Die Umsetzung der Férderrichtlinie erfolgt nach MalRgabe des Staatshaushaltes. Ein
Rechtsanspruch auf Riickkehr- und Reintegrationsleistungen nach dieser Richtlinie besteht
nicht. Die Zuwendungen werden im Rahmen der verfligbaren Haushaltsmittel bewilligt.

Es handelt sich hierbei um eine freiwillige Aufgabe des Freistaats Bayern.

3

" Begriffsdefinitionen:

Familie: Familie / Familienverband ist die Kernfamilie, d.h. Ehegatten Eltern min-
derjahriger Kinder, minderjéhrige ledige Kinder



1.

1.1.

1.2.

2.

2.1.

2.2,

L.
Programmausgestaltung

Riickkehrhilfen

Gepacktransport

Bei Personen, die sich bereits langer als ein Jahr in Deutschland aufhalten, kénnen die
Kosten fir den Transport von Gepéack, das die Freimengen der gebuchten Heim-
reisefliige Uibersteigt, bis zu einem maximalen Betrag von bis zu 150,00 EUR pro Per-
son (75,00 EUR pro Person unter 18 Jahren) ibernommen werden.

Eine Auszahlung dieser Férderung erfolgt nur in Héhe der tatsachlich verauslagten
Summe gegen Vorlage eines Beleges. ' '

Reisekosten

Reisekosten (Flugticket und/oder Fahrtkosten zum Abflughafen) kénnen in der tatséch-
lich anfallenden Hohe Glbernommen werden. Hierfir ist in jedem Einzelfall die vorherige
Zustimmung des Landesamits fiir Asyl und Ruckfiihrungen einzuholen.

Die Férderung soll als-Sachleistung gewahrt werden (Fahrkarte, Flugticket). Bei der
Wahl der Reisemittel gelten die Grundséatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. In

Ausnahmefallen kann die Vorauszahlung dieser Férderung auch in Héhe der tatséach-
lich verauslagten Summe gegen Vorlage eines Beleges erstattet werden.

Reintegrationshilfen

Einmalige persdnliche Reintegrationshilfe

Ausreisewilligen Personen wird eine einmalige persénliche Reintegrationshilfe’in Hohe
von 500,00 EUR pro Person (250,00 EUR pro Person unter 18 Jahren) gewahrt.

Zuschuss zur Existenzgriindung

Fur Existenzgriindungen kann ein Zuschuss in Héhe von maximal 2.500,00 EUR ge-
wéhrt werden. Voraussetzung hierfir ist die Vorlage eines detaillierten Business-Plans

durch die ausreisewillige Person.
Die Hohe der Forderung richtet sich nach dem vorgelegten Businessplan, Nachweisen

zur Umsetzung sowie den aktuellen Gegebenheiten im Herkunftsland.

Soll nach erfolgter Ausreise der Business-Plan dahingehend geéndert werden, dass
nunmehr ein génzlich anderes Vorhaben realisiert werden soll, ist eine von der bisher
zugesagten Férderung unabhéngige neue Entscheidung Uber die Gewahrung eines
Zuschusses zur Existenzgriindung zu treffen.

Es kann maximal einer Person einer Familie ein Zuschuss zur Existenzgriindung ge-
wahrt werden.



2.3. Ausbildungsbeihilfe/Lohnkostenzuschuss

Zur Férderung der Integration in den Arbeitsmarkf des Herkunftsiandes kénnen nach
vorheriger Zustimmung durch das Landesamt fiir Asyl und Ruickfilhrungen folgende
Unterstitzungen gewahrt werden:

Qualifizierungs-/Bildungszuschuss:

Fir die Teilnahme an Qualifizierungs- oder BildungsmaBnahmen im Herkunftsland
kann flur einen Zeitraum von bis zu maximal zwélf Monaten ein Qualifizierungs-
/Bildungszuschuss in Héhe von monatlich maximal 200,00 EUR gew&hrt werden. Die
Férderung wird nur nach Vorlage von Nachweisen in Héhe der tatsachlich verauslag-
ten Summe gewahrt.

Qualifizierungsmafinahmen vor der Ausreise noch in Deutschland kénnen nur in be-
grundeten Ausnahmeféllen geférdert werden. y

Ausbildungsbeihilfe:

Bei Aufnahme einer Berufsausbildung unmittelbar nach der Riickkehr kann eine Aus-
bildungsbeihilfe in Hshe von monatlich maximal bis zu 200,00 EUR im ersten Jahr der
Ausbildung geleistet werden. Voraussetzung hierfur ist die Vorlage eines Ausbildungs-
vertrages sowie einer Leistungsbeurteilung nach Ablauf von sechs Monaten.

Lohnkostenzuschuss: ‘
Ein Lohnkostenzuschuss in Héhe von monatlich maximal bis zu 200,00 EUR kann fir

die Dauer von maximal zwoélf Monaten gewahrt werden, wenn dadurch gewahrleistet
wird, dass die Person unverziglich nach der Rickkehr eine Arbeitsstelle erhalt.

Die Hoéhe der Férderung richtet sich nach den aktuellen Gegebenheiten im Herkunfts-
land.

Es kann maximal eine Person einer Familie eine Ausbildungsbeihilfe bzw. einen Lohn--
kostenzuschuss beantragen.

2.4. Wohnungskostenzuschuss

2.4.1. Wohnraum

Sofern im Herkunftsland kein Wohneigentum vorhanden ist, kann ein Zuschuss
zur Mietzahlung in Héhe von monatlich maximal 200,00 EUR fir eine voriberge-
hende Unterbringung nach der Riickkehr fur einen Zeitraum von bis zu zwélf Mo-
naten Ubernommen werden. Die H6he und die Dauer der Férderung richten sich
nach der persénlichen Situation sowie den aktuellen Gegebenheiten im Her-
kunftsland. Der Mietkostenzuschuss darf Uiber drei Monate hinaus nur gewéhrt
werden, wenn vor Ablauf der drei Monate ein Mietvertrag vorgelegt wird. '

2.4.2. Einrichtungsgegenstande
Bei Bedarf kann ein Zuschuss fir eine erforderliche Grundmdéblierung bis zu ma-
ximal 1.000,00 EUR geleistet werden. Die Hohe der Férderung richtet sich nach
den aktuellen Gegebenheiten im Herkunftsland und wird nur nach Vorlage von
Nachweisen in Héhe der tats&chlich verauslagten Summe gewahrt.

Die Férderungen nach 2.4.1. und 2.4.2. werden familienbezogen (nicht personenbezo- -
gen) gewahrt. . . :



2.5.

2.6.
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Uberbriickungsgeld

Fur Personen in besonderen Lebenslagen (z.B. alleinstehende Frauen, alleinerziehen-
de Frauen mit Kleinkind, Menschen mit Behinderung, kranke Menschen, Personen, die
viele Jahre bereits im Ausland gelebt haben und deren Reintegration im Herkunftsland
sich besonders schwierig bewerkstelligen lassen wird), die nach einer Ruickkehr ins
Herkunftsland auf sich alleine gestellt sein werden und nicht in ein familiares Umfeld
zuriickkehren kénnen, kann flr einen Zeitraum von bis zu maximal zwéIf Monaten ein
Uberbriickungsgeld- in Héhe von monatlich bis zu 200,00 EUR gewahrt werden. Die
Héhe und die Dauer der Férderung richten sich nach der persénlichen Situation sowie
den aktuellen Gegebenheiten im Herkunftsland.

Die Férderung nach 2.5. wird familienbezogen gewéahrt.

Medizinische Unterstitzung

Besteht aus medizinischen Griinden gemaR Vorlage eines (fach-)arztlichen Attestes
ein Bedarf einer medikamentésen und/oder einer medizinischen Nachbehandlung/
Versorgung, kann eine zusétzliche Férderung fur einen maximalen Zeitraum von bis zu
zwo6lf Monaten nach der Ausreise und bis zu maximal 2.500,00 EUR gewéhrt werden.

Die medikamentdse Ubergangsunterstiitzung ist auf medizinisch notwendige Medika-
mente beschrénkt. Die Ausstattung mit Medikamenten soll soweit mdglich als Sachleis-
tung gewahrt, anderenfalls gegen Vorlage eines Beleges in Hohe der tatséchlich ver-
auslagten Summe erstattet werden.

Weitere individuelle _Sonderbedarfe

In auBergewdhnlichen Hartefallen kénnen weitere notwendige Férderungen gewahrt
werden. Hierfur bedarf es in jedém Einzelfall der vorherigen Zustlmmung des Landes-

amts fur Asyl und Ruckfahrungen.



Begrenzung der Férderung

Die Hohe der Reintegrationshilfen (2. dieser Richtlinie) darf im Regelfall pro Person
3.000,00 EUR (1.500,00 EUR pro Person unter 18 Jahren) nicht tiberschreiten.

Die Einhaltung der Férderungsbegrenzung ist personenbezogen zu priifen. Eine Uber-
tragung von Restbetragen auf andere Familienmitglieder oder Mitreisende ist nicht zu-
lassig. Werden Reintegrationshilfen familienbezogen gewahrt, sind sie anteilig auf die
Familienmitglieder anzurechnen. Hierbei hat der Anteil fiir Personen unter 18 Jahren je-
weils die Hélfte des Anteils eines Erwachsenen zu betragen.

Sollte in einem aufiergewdhnlichen Fall die Begrenzung iiberschritten werden, bedarf es
in jedem Einzelfall der vorherigen Zustimmung des Landesamts fur Asyl und Ruckfiih-

rungen.

»Sonderprogramm fiir Afrika“

Der Ministerrat hat in seiner Sitzung am 05.06.2018 den Bayerischen Asylplan be-
schlossen und in diesen auch ein Rickfuhrungsprogramm fur Afrika aufgenommen, um
durch gezielte Anreize fur Ausreisepflichtige und Herkunftsstaaten durch Hilfen und
Geldleistungen freiwillige Ausreisen zu steigern und die Aufnahmebereitschaft der Her-

kunftslander zu starken.

Ausreisewilligen Personen aus den Staaten Afrikas wird deshalb nach der Ausreise in ihr
Herkunftsland oder einen aufnahmebereiten afrikanischen Drittstaat zusétzlich zu der
einmaligen persénlichen Reintegrationshilfe nach 2.1. in zwélf monatlichen Raten ein
Zuschuss zur Lebensunterhaltssicherung in Hohe von 250,00 EUR pro Monat (Personen
unter 18 Jahren 125,00 EUR pro Monat) gewahrt. In besonderen Ausnahmeféllen kann
der Zuschuss bis zu 18 Monate lang gewahrt werden. '

Die GAewéhrung dieser zusatzlichen Férderung kommt nur in Betracht, wenn sowohl die
Erklérung tber die freiwillige dauerhafte Riickkehr ins Herkunftsland nach 7. a) als auch
die Beantragung der Férderung vor dem 31.12.2020 erfolgt.

Foérderung der freiwilligen Riickkehr in Lénder bei denen eine Bearbeitung von
Antrigen nach dem REAG/GARP-Programm von der Internationalen Orgamsatlon
fiir Migration (IOM) ausgesetzt ist

Freiwillige Ausreisen unterliegen grundsatzlich der Férderung durch das Bund-Lander-
Programm REAG/GARP. Setzt die mit der Durchfiihrung des REAG/GARP-Programms
beauftragte IOM die Bearbeitung von Antrédgen auf Férderung der Riickkehr in bestimm-
te Lander voriibergehend aus, wie derzeit z.B. nach Syrien, Jemen und Libyen, kénnen
Ausreisen in diese Lander finanziell iber das ,Bayerische Ruckkehrprogramm gefordert

werden

Die Férderung erfolgt analog den Férderrichtlinien fur das REAG/GARP-Programm so-
wie nach dieser Richtlinie. :

Sofern ein Refinanzierungsverfahren durch den Bund geregelt ist, ist die Stellung eines
Refinanzierungsantrags im Nachgang zur Foérderung verpflichtend.



6.

6.1.

6.2.

il
Férdervoraussetzungen

Forderfahiger Personenkreis

Ruckkehr- und Reintegrationshilfen nach dieser Richtlinie werden folgendem Perso-
nenkreis gewahrt:

a) Personen, die eine Gestattung nach dem Asylgesetz besitzen,

b) Personen, die eine Duldung nach § 60a AufenthG besitzen,

c) Personen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn die Abschiebungsan-
drohung nicht oder nicht mehr vollziehbar ist,

d) Asylberechtigte, anerkannte Fliichtlinge und subsidiar Schutzberechtigte sowie ih-
re Familienangehdrigen, die im Familiennachzug zu ihnen eingereist oder im Bun-
desgebiet geboren sind oder .

e) sonstige Auslander, die einen Aufenthaltstitel nach §§ 22-26 AufenthG besitzen

und fir die die Zustandigkeit tber auslanderrechtliche Entscheidungen bei einer baye-
rischen Auslanderbehérde besteht.

Folgende Personen sind von einer Férderung ausgeschlossen:

a) Staatsangehérige der Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder des Europai-
schen Wirtschaftsraums,

b) Staatsangehérige der in der Liste in Anlage Il zu Art.-1 Abs. 2 EU-VisumVO aufge-
fuhrten Drittlander, die fur die Einreise von der Visumspflicht fir einen Aufenthalt, -
der 90 Tage je Zeitraum von 180 Tagen nicht Uiberschreitet, befreit sind,

c) Personen, die nach § 53 AufenthG ausgewiesen worden sind oder gegen die eine
Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG erlassen wurde,

d) Personen, die bereits in der Vergangenheit Rickkehr- und Reintegrationshilfen
nach dieser Richtlinie erhalten haben und nicht aus dem Bundesgebiet ausgereist
oder nach der Ausreise erneut in das Bundesgebiet eingereist sind oder-

e) Personen, bei denen eine GARP-Starthilfe nach dem REAG/GARP-Programm
wegen offensichtlichem Missbrauch nicht gewahrt wurde.

In begriindeten Einzelfallen kann das Landesamt fir Asyl und Ruckfihrungen aus-
nahmsweise die Zustimmung fiir eine Férderung nach 1.2. (Reisekosten) erteilen.

Dauerhafte Riickkehr ins Herkunftsland oder einen aufnahmebereiten Drittstaat
Rickkehr- und Reintegrationshilfen nach dieser Richtlinie werden nur gewahrt, wenn

a) die Personen freiwillig und dauerhaft in ihr Herkunftsland, dessen Staatsangehérig-
keit sie besitzen, zuriickkehren oder in einen aufnahmebereiten Drittstaat, fur den
ein Nachweis fir ein auf Dauer ausgerichtetes Aufenthaltsrecht vorliegt, weiterwan-
dern und dies gegeniiber der fiir die Ruckkehrberatung zusténdigen Zentralen Aus-
l&nderbehdrde oder einer vom Landesamt fiir Asyl und Ruckfiihrungen anerkannten
Zentralen Ruckkehrberatungsstelle verbindlich erklaren,

b) gultige Heimreisedokumente (Pass oder entsprechende Passersatzpapiere fiir die
Rickreise ins Herkunftsland) - vorliegen und

c) die Ruckreise durch das REAG/GARP-Programm geférdert und eine Starthilfe nach
der Liste der GARP-geférderten Staatsangehérigen gewahrt wird. Von dieser Vo-
raussetzung kann in begriindeten Einzelfallen oder fiir Angehérige bestimmter Staa-
ten durch das Landesamt fiir Asyl und Ruckfiihrungen eine Ausnahme erteilt wer-
den.



10.

Mittellosigkeit

Rickkehr- und Reintegrationshilfen nach dieser Richtlinie stehen grundsatzlich nur mit-
tellosen Personen zu. Von Mittellosigkeit ist grundsatzlich dann auszugehen, wenn An-
tragsteller Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), dem Sozialge-
setzbuch (SGB Il und XII) ader dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) beziehen
oder nach deren Bestimmungen anspruchsberechtigt sind. Bezieht die ausreisewillige
Person eigenes Einkommen oder hat sie eigenes Vermogen, kann nur von Mittellosigkeit
ausgegangen werden, wenn das Einkommen regelmaBig die Pfandungsfreigrenzen
gem. § 850c ZPO nicht uibersteigt. '

Verzichtserklarung, Riicknahme von auslander- bzw. asylrechtlichen Antrdagen
und Rechtsbehelfen/Rechtsmitteln

Eine Férderung nach dieser Richtlinie setzt voraus, dass die begiinstigten Personen er-
klaren, bereits bei Behérden und Verwaltungsgerichten eingelegte Antrage, Rechtsbe-
helfe und Rechtsmittel, die auf eine Sicherung des Verbleibs in der Bundesrepublik
Deutschland oder einer Einreise hierher gerichtet sind, zuriickzunehmen und gegebe-
nenfalls auf ihre Rechte aus asylrechtlichen Entscheidungen des Bundesamts fir Migra-
tion und Flichtlinge (BAMF) oder aus Aufenthaltstiteln zu verzichten.

Verpflichtung zur Riickerstattung der erhaltenen Riickkehr- und Reintegrations-
hilfen bei Nichtausreise oder Wiedereinreise

Die beginstigten Personen mussen sich verpflichten, die erhaltenen Ruckkehr- und
Reintegrationshilfen zu erstatten, wenn sie nicht aus dem Bundesgebiet ausreisen, oder
ihren Aufenthalt nicht nur vortibergehend nach Deutschland zuriickverlegen. Die fur die
Bewilligung zustandige oder von dieser beauftragten Stelle entscheidet dann nach
pflichtgemaRem Ermessen (iber die Riickforderung der nach dieser Richtlinie gewahrten
Riickkehr- und Reintegrationshilfen.



11.

12.

13.

14.

15.

Iv.
Verfahrensregelungen

Ausschluss der Mehrfachférderung

Eine Férderung nach dieser Richtlinie soll erganzend zu weiteren Férderprogrammen er-
folgen. Eine Mehrfachférderung besonderer Bedarfe ist jedoch ausgeschlossen.

Dies gilt nicht fur medizinische Unterstiitzungen nach 2.6.. In diesen Fallen sind Férde-
rungen, die durch andere Férderprogramme gewahrt werden, bei der Festlegung der
Héhe oder der Dauer der Férderung nach dieser Richtlinie anzurechnen.

Riickkehrberatung

Eine Férderung nach dieser Richtlinie kann nur im Rahmen einer Ruckkehrberatung
durch eine Zentrale Auslanderbehérde oder eine vom Landesamt fur Asyl und Ruickfiih-

_rungen anerkannte Zentrale Riickkehrberatungsstelle erfolgen.

Antrag

Eine Férderung nach dieser Richtlinie erfolgt nur auf Antrag. Fur Minderjahrige ist der
Antrag durch einen gesetzlichen Vertreter oder eine sonstige Person, die an Stelle der
gesetzlichen Vertreter den Auslander im Bundesgebiet betreut, zu stellen.. .

Férderungsgewdhrung

Uber die zu gewahrenden Riickkehr- und Reintegrationshilfen entscheidet die antrags-
annehmende Stelle (Zentrale Ausléanderbehdrde oder Zentrale Rickkehrberatungsstel-
le). Uber die bewilligten Riickkehr- und Reintegrationshilfen ist schriftlich zu entscheiden. _

Auszahlung

Werden Reintegrationshilfen als Geldleistungen gewahrt, soll die Auszahlung grundsatz-
lich im Herkunftsland in Landeswahrung erfolgen. Falls die Auszahlung im Ausland nicht
moglich ist, soll die Auszahlung erst kurz vor der Ausreise erfolgen.



V.
Statistik

Die Zentralen Auslénderbehérden und die Zentralen Riickkehrberatungsstellen sind ver-
pflichtet, fur statistische Erhebungen zur Férderung von freiwilligen Ausreisen” nach dieser
Richtlinie, dem Landesamt fur Asyl und Riickfiihrungen monatlich, jeweils spatestens zum
10. Tag des Folgemonats, folgende Informationen zu iibermitteln:

a) eine Kopie aller im Berichtsmonat erstellten Bescheide uber Férdergewahrungen nach

dieser Richtlinie, )
b) die Anzahl der Personen, denen im Berichtsmonat eine Férderung nach dieser Richtlinie
gewéhrt wurde, ohne dass sie nach dem Bund-Lander-Férderprogramm REAG/GARP
geférdert wurden, aufgeschliisselt nach Staat, in den die Ausreise erfolgt,
c) die Anzahl der Personen, die nach einer Beratung zur freiwilligen Riickkehr im Berichts-
monat ausgereist sind, aufgeschlisselt nach Staat, in den die Ausreise erfolgt ist.

VI.
" Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am 01.09.2019 in Kraft. Hierzu bedarf sie keiner amtlichen Bekanntma-
chung. Sie tritt am 31.12.2022 auBer Kraft, sofern Sie nicht verlangert wird.

= 10)=
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»Bayerisches Riickkehrprogramm®
vom 30.08.2019, in der Fassung gultig ab 01.06.2022
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l.
Praambel

Diese Richtlinie dient der Férderung der freiwilligen Ruckkehr insbesondere ausreisepflichti-
ger ausléndischer Staatsangehériger in ihr Herkunftsland oder einen aufnahmebereiten Dritt-

staat.

Das ,Bayerische Rickkehrprogramm® ist ein Férderprogramm des Freistaats Bayern. In die-
sem Foérderprogramm werden die beiden bisherigen bayerischen Férderprogramme des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration und des Bayerischen
Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales zusammengefihrt. Damit wird in Bayern
die einheitliche Férderung von Personen, die freiwillig in ihr Herkunftsland zurtickkehren oder
einen aufnahmebereiten Drittstaat weiterwandern wollen, sichergestelit.

Das ,Bayerische Rickkehrprogramm® ergénzt die bestehenden Foérderprogramme (insbe-
sondere REAG/GARRP, StarthilfePlus, ERRIN, JRS) und orientiert sich an den individuellen
Bedirfnissen der ausreisewilligen Personen. Das ,Bayerische Rickkehrprogramm® bietet
verschiedene ,Forderbausteine”, aus welchen im Rahmen der-Riickkehrberatung der indivi-
duelle Bedarf der ausreisewilligen Personen festgestellt und die mogliche Férderung ermittelt
werden kann. Die Umsetzung der Forderrichtlinie erfolgt nach MaRgabe des Staatshaushal-
tes. Ein Rechtsanspruch auf Riickkehr- und Reintegrationsleistungen nach dieser Richtlinie
besteht nicht. Die Zuwendungen werden im Rahmen der verfligbaren Haushaltsmittel bewil-

ligt.

Es handelt sich hierbei um eine freiwillige Aufgabe des Freistaats Bayern.

Begriffsdefinitionen:

Familie: Familie / Familienverband ist die Kernfamilie, d.h. Ehegatten, Eltern min-
derjahriger Kinder, minderjahrige ledige Kinder
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1.

1.1.

1.2

2,

2.1.

2.2.

L.
Programmausgestaltung

Riickkehrhilfen

Gepécktransport

Bei Personen, die sich bereits langer als ein Jahr in Deutschland aufhalten, kénnen die
Kosten fur den Transport von Gepack, das die Freimengen der gebuchten Heim-
reisefllige Ubersteigt, bis zu einem maximalen Betrag von bis zu 150,00 EUR pro Per-
son (75,00 EUR pro Person unter 18 Jahren) ibernommen werden.

Eine Auszahlung dieser Férderung erfolgt nur in Héhe der tatsachlich verauslagten
Summe gegen Vorlage eines Beleges.

Reisekosten

Reisekosten (Flugticket und/oder Fahrtkosten zum Abflughafen) kénnen in der tatséch-
lich anfallenden Héhe Gibernommen werden. Hierfir ist in jedem Einzelfall die vorherige
Zustimmung des Landesamts fiir Asyl und Ruckfuhrungen (LfAR) einzuholen.

Die Férderung soll als Sachleistung gewahrt werden (Fahrkarte und/oder Flugticket).
Bei der Wahl der Reisemittel gelten die Grundséatze der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit. In Ausnahmeféllen kann die Vorauszahlung dieser Férderung auch in Héhe
der tatsachlich verauslagten Summe gegen Vorlage eines Beleges erstattet werden.

Reinfegrationshilfen

Personliche Reintegrationshilfe -

Ausreisewilligen Personen wird eine persénliche Reintegrationshilfe in Hohe von
600,00 EUR pro Person (300,00 EUR pro Person unter 18 Jahren) gewahrt. Diese wird
in der Regel nach der Ausreise in sechs monatlichen Raten je 100,00 EUR (50,00 EUR
pro Person unter 18 Jahren) ausbezahit. Ist eine Auszahlung im Zielland nicht méglich,
kann die Auszahlung nach vorheriger Zustimmung des Landesamts fir Asyl und Ruick-
fuhrungen vor der Ausreise in einem Betrag erfolgen.

Zuschuss zur Existenzgriindung

Fir Existenzgriindungen kann ein Zuschuss in Héhe von maximal 2.500,00 EUR ge-
wahrt werden. Voraussetzung hierfir ist die Vorlage eines detaillierten Businessplans

durch die ausreisewillige Person.
Die Hoéhe der Férderung richtet sich nach dem vorgelegten Businessplan, Nachweisen

zur Umsetzung sowie den aktuellen Gegebenheiten im Herkunftsland.

Soll nach erfolgter Ausreise der Businessplan dahingehend geandert werden, dass
nunmehr ein génzlich anderes Vorhaben realisiert werden soll, ist eine von der bisher
zugesagten Férderung unabhéngige neue Entscheidung lber die Gewéhrung eines
Zuschusses zur Existenzgriindung zu treffen.

Es kann maximal einer Person einer Familie ein Zuschuss zur Existenzgriindung ge-
wahrt werden.
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2.3. Ausbildungsbeihilfe/Lohnkostenzuschuss

Zur Férderung der Integration in den Arbeitsmarkt des Herkunftslandes kénnen nach
vorheriger Zustimmung durch das Landesamt fur Asyl und Riickfiihrungen folgende
Unterstatzungen gewahrt werden:

Qualifizierungs-/Bildungszuschuss:

Fur die Teilnahme an Qualifizierungs- oder Bildungsmafnahmen im Herkunftsland
kann fur einen Zeitraum von bis zu maximal zw6lf Monaten ein Qualifizierungs-/ Bil-
dungszuschuss in Héhe von monatlich maximal bis zu 200,00 EUR gewé&hrt werden.
Die Férderung wird nur nach Vorlage von Nachweisen in Héhe der tatsachlich veraus-

lagten Summe ausbezahlt.

Qualifizierungsmalnahmen vor der Ausreise noch in Deutschland kénnen nur in be-
grindeten Ausnahmefallen geférdert werden.

Ausbildungsbeihilfe:

Bei Aufnahme einer Berufsausbildung unmittelbar nach der Riickkehr kann eine Aus-
bildungsbeihilfe in Hohe von monatlich maximal bis zu 200,00 EUR im ersten Jahr der
Ausbildung geleistet werden. Voraussetzung hierfir ist die Vorlage eines Ausbildungs-
vertrages sowie einer Leistungsbeurteilung nach Ablauf von sechs Monaten.

Lohnkostenzuschuss:

Ein Lohnkostenzuschuss in Héhe von monatlich maximal bis zu 200,00 EUR kann fir
die Dauer von maximal zwdlf Monaten gewahrt werden, wenn dadurch gewahrleistet
wird, dass die Person unverzuglich nach der Riickkehr eine Arbeitsstelle erhalt.

Die Héhe der Forderung richtet sich nach den aktuellen Gegebenheiten im Herkunfts-
land.

Es kann maximal eine Person einer Familie eine Ausblldungsbeihllfe bzw. einen Lohn-
kostenzuschuss beantragen.

2.4. Wohnungskostenzuschuss

2.4.1. Wohnraum .
Sofern im Herkunftsland kein Wohneigentum -vorhanden ist, kann ein Zuschuss

zur Mietzahlung in H6he von monatlich maximal bis zu 200,00 EUR fir eine vo-
rabergehende Unterbringung nach der Riickkehr fur einen Zeitraum von bis zu
zwolf Monaten Gbernommen werden. Die Héhe und die Dauer der Férderung rich-
ten sich nach der persénlichen Situation sowie den aktuellen Gegebenheiten im
Herkunftsland. Der Mietkostenzuschuss darf Giber drei Monate hinaus nur gewahrt
werden, wenn vor Ablauf der drei Monate ein Mietvertrag vorgelegt wird.

2.4.2. Einrichtungsgegenstéande
Bei Bedarf kann ein Zuschuss fir eine erforderliche Grundméblierung bIS zu ma-

ximal 1.000,00 EUR geleistet werden. Die Héhe der Férderung richtet sich nach
den aktuellen Gegebenheiten im Herkunftsland und wird nur nach Vorlage von
Nachweisen in Hohe der tatsachlich verauslagten Summe ausbezahlt.

Die Férderungen nach 2.4.1. und 2.4.2. werden famlllenbezogen (nicht personenbezo-
gen) gewahrt.
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2.5. Uberbriickungsgeld

Fur Personen in besonderen Lebenslagen (z.B. alleinstehende Frauen, alleinerziehen-
de Frauen mit Kleinkind, Menschen mit Behinderung, kranke Menschen, Personen, die
viele Jahre bereits im Ausland gelebt haben und deren Reintegration im Herkunftsland
sich besonders schwierig bewerkstelligen lassen wird), die nach einer Riickkehr ins
Herkunftsland auf sich alleine gestellt sein werden und nicht in ein familidres Umfeld
zuriickkehren kénnen, kann fur einen Zeitraum von bis zu maximal zwélf Monaten ein
Uberbriickungsgeld in Hohe von monatlich bis zu 200,00 EUR gewahrt werden. Die
Héhe und die Dauer der Férderung richten sich nach der persénlichen Situation sowie
den aktuellen Gegebenheiten im Herkunftsland.

Die Férderung nach 2.5. wird familienbezogen gewahrt.

2.6. Medizinische Unterstiutzung

Besteht aus medizinischen Grinden gemaR Vorlage eines (fach-)arztlichen Attestes
ein Bedarf einer medikament&sen und/oder einer medizinischen Nachbehandlung/
Versorgung, kann eine zusatzliche Férderung fir einen maximalen Zeitraum von bis zu
zwolf Monaten nach der Ausreise und bis zu maximal 2.500,00 EUR gewahrt werden.

Die medikamentése Ubergangsunterstiitzung ist auf medizinisch notwendige Medika-
mente beschrénkt. Die Ausstattung mit Medikamenten soll soweit méglich als Sachleis-
tung gewahrt, anderenfalls gegen Vorlage eines Beleges in Hohe der tatséchlich ver-
auslagten Summe erstattet werden.

2.7. Weitere individuelle Sonderbedarfe

In auBergewohnlichen Hérteféllen kénnen weitere notwendige Férderungen gewahrt
werden. Hierfur bedarf es in jedem Einzelfall der vorherigen Zustimmung des Landes-

amts fir Asyl und Ruckfiihrungen.

3. Begrenzung der Férderung

Die Héhe der Reintegrationshilfen (2. dieser Richtlinie) darf im Regelfall pro Person
3.000,00 EUR (1.500,00 EUR pro Person unter 18 Jahren) nicht Uberschreiten.

_ Die Einhaltung der Férderungsbegrenzung ist personenbezogen zu priifen. Eine Uber-
tragung von Restbetrdgen auf andere Familienmitglieder oder Mitreisende ist nicht zu-
l&ssig. Werden Reintegrationshilfen familienbezogen gewéhrt, sind sie anteilig auf die
Familienmitglieder anzurechnen. Hierbei hat der Anteil fir Personen unter 18 Jahren je-
weils die Halfte des Anteils eines Erwachsenen zu betragen. '

Sollte in einem auBergewdhnlichen Fall die Begrenzung tberschritten werden, bedarf es’
in jedem Einzelfall der vorherigen Zustimmung des Landesamts fur Asyl und Rickfih-

rungen.
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sSonderprogramm fiir Afrika“

entfallen

Férderung der freiwilligen Riickkehr in Lander, bei denen eine Bearbeitung von
Antragen nach dem REAG/GARP-Programm von der Internationalen Organisation
fiir Migration (IOM) ausgesetzt ist

Freiwillige Ausreisen unterliegen grundsatzlich der Férderung durch das Bund-Lander-
Programm REAG/GARP. Setzt die mit der Durchfiihrung des REAG/GARP-Programms
beauftragte Internationale Organisation fur Migration (IOM) die Bearbeitung von Antra- -
gen auf Forderung der Rickkehr in bestimmte Lander voriibergehend aus, wie derzeit
z.B. nach Syrien, Jemen und Libyen, kénnen Ausreisen in diese Lander finanziell tber
das ,Bayerische Rickkehrprogramm® geférdert werden. '

Die Forderung erfolgt analog den Forderrichtlinien fur das REAG/GARP-Programm so-
wie nach dieser Richtlinie.

Sofern ein Refinanzierungsverfahren durch den Bund geregelt ist, ist die Stellung eines
Refinanzierungsantrags im Nachgang zur Férderung verpflichtend.

BRP in der Fassung gultig ab 01.06.2022 ‘ Seite 6



6.

6.1.

6.2.

L.
Foérdervoraussetzungen

'Forderfihiger Personenkreis

Rickkehr- und Reintegrationshilfen nach dieser Richtlinie werden folgendem Perso-

nenkreis gewahrt:

a)
b)
c)

d)

e)

Personen, die eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen,
Personen, die eine Duldung nach dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG) besitzen,
Personen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn die Abschiebungsan-
drohung nicht oder nicht mehr vollziehbar ist,

Asylberechtigte, anerkannte Fluchtlinge und subsidiar Schutzberechtigte sowie ih-
re Familienangehérigen, die im Familiennachzug zu ihnen eingereist oder im Bun-
desgebiet geboren sind oder '

sonstige Auslénder, die einen Aufenthaltstitel nach §§ 22-26 AufenthG besitzen

und fur die die Zusténdigkeit iber auslanderrechtliche Entscheidungen bei einer baye-
rischen Auslanderbehérde besteht.

a)

b)

c)

d)

e)

In

Folgende Personen sind von einer Férderung ausgeschlossen:

Staatsangehérige der Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder des Européi-
schen Wirtschaftsraums, ,
Staatsangehérige der in der Liste in Anlage Il zu Art. 1 Abs. 2 EU-VisumVO aufge-
fuhrten Drittlander, die fur die Einreise von der Visumspflicht fur einen Aufenthalt,
der 90 Tage je Zeitraum von 180 Tagen nicht Uberschreitet, befreit sind,

Personen, die nach § 53 AufenthG ausgewiesen worden sind oder gegen die eine
Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG erlassen wurde,

Personen, die bereits in der Vergangenheit Ruckkehr- und Reintegrationshilfen
nach dieser Richtlinie erhalten haben und nicht aus dem Bundesgebiet ausgereist
oder nach der Ausreise erneut in das Bundesgebiet eingereist sind oder

Personen, bei denen eine GARP-Starthilfe nach dem REAG/GARP-Programm
wegen offensichtlichem Missbrauch nicht gewahrt wurde.

begriindeten Einzelféllen kann das 'Landesamt fur Asyl und Riickfithrungen aus-

nahmsweise die Zustimmung fir eine Férderung nach 1.2. (Reisekosten) erteilen. _

Dauerhafte Riickkehr ins Herkunftsland oder einen aufnahmebereiten Drittstaat

Ruckkehr- und Reintegrationshilfen nach dieser Richtlinie werden nur gewahrt, wenn

a)

b)

BRP

die Personen freiwillig und dauerhaft in ihr Herkunftsland, dessen Staatsangehdrig-
keit sie besitzen, zurtickkehren oder in einen aufnahmebereiten Drittstaat, fur den
ein Nachweis fur ein auf Dauer ausgerichtetes Aufenthaltsrecht vorliegt, weiterwan-
dern und dies gegentber der fur die Ruckkehrberatung zustandigen Zentralen Aus-
landerbehérde oder einer vom Landesamt fur Asyl und Ruckfiihrungen anerkannten
Zentralen Ruckkehrberatungsstelle verbindlich erklaren,

glltige Heimreisedokumente (Pass oder entsprechende Passersatzpapiere fur die
Rickreise ins Herkunftsland) vorliegen und
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10.

c) die Ruckreise durch das REAG/GARP-Programm geférdert und eine Starthilfe nach
der Liste der GARP-geférderten Staatsangehdrigen gewahrt wird. Von dieser Vo-
raussetzung kann in begriindeten Einzelfallen oder fur Angehdérige bestimmter Staa-
ten durch das Landesamt fur Asyl und Ruckfiihrungen eine Ausnahme erteilt wer-
den. Der Erhalt einer GARP-Starthilfe ist bei Personen, denen eine Férderung nach
dem ,Sonderprogramm fiir Afrika“ (4.) gewahrt wird, ist - auch fir weitere Férderge-
wéahrungen nach dieser Richtlinie - keine Férdervoraussetzung.

Mittellosigkeit

Ruckkehr- und Reintegrationshilfen nach dieser Richtlinie stehen grundsatzlich nur mit-
tellosen Personen zu. Von Mittellosigkeit ist grundsatzlich dann auszugehen, wenn An-
tragsteller Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), dem Sozialge-
setzbuch (SGB Il und XII) oder dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) beziehen
oder nach deren Bestimmungen anspruchsberechtigt sind. Bezieht die ausreisewillige
Person eigenes Einkommen oder hat sie eigenes Vermégen, kann nur von Mittellosigkeit
ausgegangen werden, wenn das Einkommen regelmaRig die Pfandungsfreigrenzen
gem. § 850c ZPO nicht Ubersteigt.

Verzichtserkldrung, Riicknahme von ausldnder- bzw. asylrechtlichen Antragen
und Rechtsbehelfen/Rechtsmitteln '

Eine Férderung nach dieser Richtlinie setzt voraus, dass die begiinstigten Personen er-
klaren, bereits bei Behérden und Verwaltungsgerichten eingelegte Antrage, Rechtsbe-
helfe und Rechtsmittel, die auf eine Sicherung des Verbleibs in der Bundesrepublik
Deutschland oder einer Einreise hierher gerichtet sind, zuriickzunehmen und gegebe-
nenfalls auf ihre Rechte aus asylrechtlichen Entscheidungen des Bundesamts fur Migra-
tion und Fluchtlinge (BAMF) oder aus Aufenthaltstiteln zu verzichten.

Verpflichtung zur Riickerstattung der erhaltenen Riickkehr- und Reintegrations-
hilfen bei Nichtausreise oder Wiedereinreise

Die begiinstigten Personen missen sich verpflichten, die erhaltenen Riickkehr- und
Reintegrationshilfen zu erstatten, wenn sie nicht aus dem Bundesgebiet ausreisen, oder
ihren Aufenthalt nicht nur vortibergehend nach Deutschland zuriickverlegen. Die Ruck-
erstattungspflicht umfasst auch entstandene Kosten fiir bereits erworbene OPNV-/Bahn-
und Flugtickets bzw. Stornokosten. Die fur die Bewilligung zustandige oder von dieser
beauftragten Stelle entscheidet dann nach pflichtgemaRem Ermessen tber die Riickfor-
derung der nach dieser Richtlinie gewahrten Ruckkehr- und Reintegrationshilfen.
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1.

12.

13.

14.

15.

Iv.
Verfahrensregelungen

Ausschluss der Mehrfachférderung

Eine Férderung nach dieser Richtlinie soll ergdnzend zu weiteren Férderprogrammen er-
folgen. Eine Mehrfachférderung besonderer Bedarfe ist jedoch ausgeschlossen.

“Dies gilt nicht fir medizinische Unterstiitzungen nach 2.6.. In diesen Fallen sind Férde-
rungen, die durch andere Férderprogramme gewahrt werden, bei der Festlegung der
Héhe oder der Dauer der Férderung nach dieser Richtlinie anzurechnen.

Riickkehrberatung

Eine Férderung nach dieser Richtlinie kann nur im Rahmen einer Riickkehrberatung
durch eine Zentrale Auslénderbehérde oder eine vom Landesamt:fiir Asyl und Riickfiih-
rungen anerkannte Zentrale Riickkehrberatungsstelle erfolgen.

Antrag

Eine Férderung nach dieser Richtlinie erfolgt nur auf Antrag. Fir Minderjahrige ist der
Antrag durch einen gesetzlichen Vertreter oder eine sonstige Person, die an Stelle der
gesetzlichen Vertreter den Ausiander im Bundesgebiet betreut, zu stellen.

Foérderungsgewéahrung

Uber die zu gewahrenden Riickkehr- und Reintegrationshilfen entscheidet die antrags-
annehmende Stelle (Zentrale Ausléanderbehdrde oder Zentrale Ruckkehrberatungsstel-
le). Uber die bewilligten Riickkehr- und Reintegrationshilfen ist schriftlich zu entscheiden.
Eine Férdergewahrung ist nur méglich, solange die Ausreise noch nicht erfolgt ist.

Auszahlung

Werden Reintegrationshilfen als Geldleistungen gewabhrt, soll die Auszahlung grundsétz-
lich im Herkunftsland in Landeswahrung erfolgen. Falls die Auszahlung im Ausland nicht
méglich ist, soll die Auszahlung erst kurz vor der Ausreise erfolgen.
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V.
Statistik

Die Zentralen Auslénderbehérden und die Zentralen Riickkehrberatungsstellen sind ver-
pflichtet, fir statistische Erhebungen zur Férderung von freiwilligen Ausreisen nach dieser
Richtlinie, dem Landesamt fiir Asyl und Riickfiihrungen monatlich, jeweils spatestens zum
10. Tag des Folgemonats, folgende Informationen zu Gibermitteln:

a) eine Kopie aller im Berichtsmonat erstellten Bescheide uber Férdergewahrungen nach

dieser Richtlinie,

b) die Anzahl der Personen, denen im Berichtsmonat eine Férderung nach dieser Richtlinie
gewahrt wurde, ohne dass sie nach dem Bund-L&ander-Férderprogramm REAG/GARP
geférdert wurden, aufgeschliisselt nach Staat, in den die Ausreise erfolgt,

c) die Anzahl der Personen, die nach einer Beratung zur freiwilligen Ruckkehr im Berichts-
monat ausgereist sind, aufgeschlusselt nach Staat, in den die Ausreise erfolgt ist.

VL.
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am 01.09.2019 in Kraft. Hierzu bedarf sie keiner amtlichen Bekanntma-
chung. Sie tritt am 31.12.2022 auler Kraft, sofern Sie nicht verlangert wird.
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Anlage 4 — Bayerisches Ruckkehrprogramm (BRP)
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Bayerisches Ruckkehrprogramm (BRP)

Staatsangehérigkeit bic 31 459015 2020 2021 2022 1. Halbjahr 2023 Gesamtergebnis
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Bayerisches Ruckkehrprogramm (BRP)

ol 01.09.2019 . .
Staatsangehorigkeit bis 31.12.2019 1. Halbjahr 2023 Gesamtergebnis

5
7 23 32 41 113 216
0 0 0 2 3 5
2 2 1 1 0 6
| Ukraine | %8 46 3 2 0 149
0 1 2 9 0 12
441 627 892 710 447 3.117

Quelle: Quelle: LAR — Sachgebiet R2 (Stand 30.06.2023)
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal Gberpruft. Die korrekte Zitierweise liegt in
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit kénnen Internetadressen verkiirzt dargestellt sein. Die
vollstandige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version des
Dokuments direkt aufrufbar. Zusatzlich ist diese als Fussnote vollstandig dargestellt.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und
der Ausschusse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsubersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen
zur Verfigung.
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	1.1	Wie viele bayerische Abschiebungsflüge fanden seit 2015 pro Jahr statt (bitte aufgeschlüsselt nach Zielland und Jahr)?
	1.2	Wie viele Ausreisepflichtige wurden jährlich und durchschnittlich pro Flug seit 2015 außer Landes gebracht?
	1.3	Welche Gesamt- und Durchschnittskosten fielen dabei jährlich an?

	2.		Zu Punkt 2 des Bayerischen Asylplans
	2.1	Welche ANKER-Einrichtungen wurden seit 2015 gegründet (bitte aufgeschlüsselt mit Gründungsjahr und jeweiliger Kapazität)?
	2.2	Wie hat sich die Dauer der Verfahren jährlich seit Gründung der ANKER-Einrichtungen verändert (bitte aufgeschlüsselt nach jeweiligem Verfahren, mit Vergleich zu 2015 bis 2017)?
	2.3	Welche Kosten verursachen die jeweiligen ANKER-Einrichtungen?

	3.		Zu Punkt 3 des Bayerischen Asylplans
	3.1	Welche gezielten Anreize und Hilfen für Ausreisepflichtige wurden geschaffen (bitte Geldleistungen mit entsprechenden Beträgen angeben)?
	3.2	Wie viele Personen haben dieses Programm in Anspruch genommen (bitte aufgeschlüsselt nach Jahr und Zielland)?
	3.3	Bei welche Herkunftsstaaten stieg die Aufnahmebereitschaft nachweislich?

	4.		Zu Punkt 4 des Bayerischen Asylplans
	4.1	Wie viele Fälle von Gewalt gegen Polizei und Sicherheitskräfte sowie Sachbeschädigung und ähnliche Delikte sind der Staatsregierung bekannt (bitte aufgeschlüsselt nach Jahr, Unterkunft und Straftatbestand)?
	4.2	Wie viele gewalttätige Asylbewerber wurden seit 2015 zurückgeführt?
	4.3	Welche personellen Ressourcen stehen und standen der Task Force des Landesamts für Asyl und Rückführungen jährlich zu Verfügung?

	5.		Zu Punkt 5 des Bayerischen Asylplans
	5.1	Wie hat sich die Zahl der Asylbewerber in Bayern seit 2015 entwickelt?
	5.2	Wie haben sich die Zahl der Bezieher von Sachleistungen bzw. deren Kosten für die einzelnen Bereiche (z. B. medizinische Versorgung, Kleidung etc.) entwickelt?
	5.3	Wie haben sich die Zahl der Bezieher von Geldleistungen bzw. deren Kosten für die einzelnen Bereiche (z. B. Taschengeld etc.) entwickelt?

	6.		Zu Punkt 6 des Bayerischen Asylplans
	6.1	Welche gemeinnützigen Arbeitsgelegenheiten für Asylbewerber und Geduldete wurden seit 2017 geschaffen?
	6.2	Wie hat sich die Zahl der Arbeitsgelegenheiten für Asylbewerber und Geduldete seit 2017 jährlich entwickelt?
	6.3	In welchem Umfang wurden diese angenommen (durchschnittlich besetzte Stellen, Umfang und Dauer der Beschäftigung sowie Auszahlungsbetrag)?

	7.		Zu Punkt 7 des Bayerischen Asylplans
	7.1	Wie haben sich die Binnengrenzkontrollen an unseren Grenzen seit 2015 entwickelt?
	7.2	Wie viele Straftäter, Gefährder, illegal Einreisende und Schlepper wurden seit 2015 an den bayerischen Grenzen aufgegriffen (aufgelistet nach Jahr, Delikt und Anzahl)?
	7.3	Wie hat sich die personelle Zahl der Schleierfahnder seit 2015 entwickelt?

	8.1	Auf welche Probleme in den einzelnen Bereichen ist die Staatsregierung bei der Umsetzung in welchem Jahr gestoßen?
	8.2	Welche politischen Initiativen hat die Staatsregierung jährlich auf Bundesebene initiiert, um die Probleme zu lösen?
	8.3	Welche Initiativen konnten erfolgreich durchgesetzt werden bzw. welche sind gescheitert (bitte auf Ebene, auf welcher die Initiativen gescheitert sind, und Jahre eingehen)?
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